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Norddeutſcher Reichstag. 
26. Sitzung vom 24. April. 

Präſident Dr. Virchow eröffnet die Sitzung um 
11½ Uhr. 

Am Tiſche der Bundestommiſſarien: Präſident Del- 
brück, Kontre-Admiral Jachmann, General-Pojt-Diveltor 
v. Philipsborn, heſſiſcher Legationsrat Hoffmann c. 

Der Präſident theilt mit, daß der Abg. Prinz 
Handjeri in das Haus eingetreten ſei. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die erſte 
Berathung über den Geſetzentwurf, betreffend die Porto- 
ſreiheiten im Gebiete des norddeutſchen Bundes, in Ver⸗ 
bindung mit den bekannten Anträgen der Abgg— Grafen 
Renard und Dr. Becker. 

Nachdem der Bundeskommiſſar 
eine kurze Darlegung der Motive zu dieſer Vorlage 
gegeben, weiſt Abg. Becker darauf bin, daß das Ver⸗ 
hältniß der Poſt gegenwärtig noch ſo wenig klar ſei, 
daß es wohl nothwendig ſei, daran zu erinnern, daß 
die Poſt, auch wenn ſie keinen Ueberſchuß für die andern 
Verwaltungszweige liefere, doch ganz unendlich Großes 
leſte. Wenn man die Rechnung vergleicht, wie die 
Leiſtung der Poſt ſich ſtelle zu den Leiſtungen des Publi- 
kums, jo finde man, daß die nicht bezahlbaren Dienſte 
der Poſt rieſig wachſen im Gegenſatz zu den bezahlten 


v. Philipsborn 


und dies ſei der Grund, weshalb er ſeinen Antrag auf floriren, 
Die Zunahme tiſche Schifffahrt zur Beförderung von Auswanderern. 
(Sehr richtig!) Unſer Hauptmittel beſteht in der Re⸗ 
duzirung des ſtebenden 
einer zweijährigen Dienſtzeit. 
hierbei Mangel an Patriolismus vorgeworfen wird, ſo 
beſteht unſer Patriotismus allerdings nicht darin, bei] 
gewiſſen Feſten ſchwarz⸗ weiße 
glänzende Illuminationen zu machen, ſondern er beſteht 
darin, für die 
Verhandlungen mit andern Staaten würde wohl eine 
Gleichheit in der Entwaffnung angebahnt werden, ſollte 
dies aber nicht augehen, jo erklären wir, daß wir der 
Meinung ſind, der norddeutſche Bund iſt im Stande, 
einſcitig mit der Entwaffnung vorzugehen; unſere Militär- 
organiſation macht es möglich, in kurzer Zeit wieder 
bewaffnet dazuſtehen. 
Ruhm, als den lriegeriſchen und die Nachwelt wird d 
Palme demjenigen reichen, der es verſteht, 
den inneren Frieden zu geben. 


Aufhebung der Portofreiheit geſtellt habe. 
der portofreien Korreſpondenz ſei um ſo auffälliger, 
als fie fteige mit der Ermäßigung des Portos, es müſſe 
alſo die Zunahme in dem Reiz der Portofreiheit ſelbſt 
liegen. Der Redner erläutert dies durch eine Reihe 
von Beiſpielen unter Anführung verſchiedener ſtatiſtiſchen 
Notizen. Er verweiſt dabei auf die Telegraphie und 
hebt hervor, daß die Privat⸗Telegramme ſtets kürzer 
ſeien, als die ſogenannten amtlichen und nicht bezahlten. 
Die portofreien amtlichen Depeſchen ſollen rein dienſt⸗ 
liche Angelegenheiten betreffen und er wiſſe nicht, ob 
es eine dienſtliche Angelegenheit je, wenn ein Landrath 
aus Berlin an ſeinen Kutſcher telegraphire, daß er ihm 
Equipage ſchicken ſolle. (Heiterkeit. Eine fernere Gruppe 
ſel die Telegraphenfreibeit der deu ſchen Fürsten. Es 
werde dabei alles frei telegraphirt, was die Beamten 
aus der Umgebung und was der Hofſtaat aufgebe: 
(Hört! hört!) Wenn der Koch des Prinzen ſo und 
ſo viel Peterſilie haben müſſe, ſo telegraphire er frei. 
Er ſelbſt wurde einmal gezwungen, mit einer dringlichen 
Depeſche zu warten, weil der Koch an einen Polizei- 
Präſidenten telegraphirte, ihm für einen Thaler einen 
Fisch zu ſenden. (Heiterkeit.) Für den wirklichen Staats- 
dienſt bleibe nur eine außerordentlich geringe Summe. 
(Sehr wahr!) Dieſe Dinge müßten bei dieſer Ge⸗ 
legenheit auch in Betracht gezogen werden weshalb er 
die Ueberweiſung an eine Kommiſſion empfehle. Er 
habe nicht Zeit genug gehabt, den genealoziſchen Kalen- 
der nachzuſehen, wie viele Prinzen und Prinzeſſinnen in 
Norddeutſchlands exiſtirten; wenn er nicht irre, ſcien 
unter Lippe allein 60 Prinzen und Prinzeſſinnen. (Heiter⸗ 
kelt.) Sollen alle dieſe Perſonen Telegraphen⸗ und 
Portofreiheit haben, jo würde die Poſt ꝛc. nach wie vor 
unentgeltlich arbeiten müſſen. (Beifall.) 

Bundeskommiſſar v. Philipsborn: Er ſei nur 
Vertreter der Poſt und könne den Darlegungen des 
Vorredners augenblicklich nicht folgen. Er rechtfertigt 
die vom Abg. Becker angegriffenen Anſätze des Poſt⸗ 
etats. Es jei auf eine Steigerung von 20 Prozent 
gerechnet, weil nach einer großen und ähnlichen Reform 
in England die Steigerung der Korreſpondenz 122 
Prozent betragen habe. Wenn deſſen ungeachtet nur 
9 Prozent eingegangen ſeien, ſo könne man doch aus 
dieſen Zahlen ſich ſelbſt ein Urtheil bilden, daß der Poſt⸗ 
etat ſeibſt nicht zu hoch gegriffen jel. 

Abg. Tweſten befürwortet die zweite Berathung 
der Vorlage im Plenum. Er empfiehlt die Portofrei⸗ 
heit der Behörden unter einander beizubehalten. Es 
ſprächen dafür ſehr überwiegende Gründe und ein Miß- 
brauch ſei ſehr ſchwer. Ein niederer Geſichtspunkt ſei 
die Entſchädigung. Uleberall da, wo nicht durch Geſetz, 
ſondern durch Verfügung der Verwaltungsbehörde Porto ⸗ 
freiheit ertheilt worden, da ſei die Geſetzgebung voll- 
kommen berechtigt, durch einen Akt ihrerſeits ſolche Ver⸗ 
fügungen lediglich aufzuheben und dabei könne nicht die 

de von einer Entſchädigung ſein. Ein Anſpruch auf 
Entſchädigung ſei nur vorhanden, wo die Portofreiheit 
auf einem zweijeitigen Vertrage beruhe. 

Bundeskomm. v. Philipsborn: Bei der Kor- 
reſpondenz in Dienſtſachen handle es ſich nicht blos um die 
Korreſpondenz mit Behörden, ſondern auch mit Privat- 
perſonen und es würde ein großer Theil dieſer Korre- 
ſpondenz anders abgewickelt, wenn ſie nicht mehr porto⸗ 

el befördert würde. Die Verwaltung ſei darauf vor⸗ 
bereitet, beſondere Briefmarken fertigen zu laſſen, welche 
nur für die Staatsdlenſt-Korreſpondenz beſtimmt ſeien. 
hab Abg. Löwe: Für eine durchgreifende Reform 
Han der Vertreter des Bundesraths ſelbſt die beſte 

ndhabe gegeben. Das Porto kontrolire ſich beſſer, 
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deuten, daß wir nach unſerer Ueberzeugung in der Höhe 
dieſes Etats die haupfſächlichſte Quelle der Verlegen⸗ 
heiten ſowohl des preußiſchen Staates, wie des nord- 
deutſchen Bundes erblicken. 
erſcheinen uns ſchädlich, 
der Arbeitskraft. 
dem gemeinſamen Druck. Die einzigen Gewerbe, welche 


Etat und führt aus, daß die Militärverwaltung ſich 
werde entſchließen müſſen, durch lange und zahlreiche 
Beurlaubungen Erſparniſſe herbeizuführen. 


wiederlegt die Aueführungen. 


der Bevölkerungsverhäliniſſe an den Bundesrath. 


auf 1 pCt. der Bevölkerung feſtgeſetzt babe. Die Volks⸗ 
zählung ſei im Jahre 1867 erfolgt, und man habe 
dann die ſogenannte Zollvereinsbevölkerung angenommen, 
wie ſie vom Zollverein für die Einnahme an den Zöllen 
berechnet worden ſei. 
fularbeiträge habe man dieſe 
legen können. 
ſtaatsangehörigen Ortsanweſenden anzunehmen, die be⸗ 
ſtimmt feſtzuſtellen ſeien. Hieraus erkläre ſich die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Grundſätze zwiſchen beiden Berechnungen. 


gabe der norddeutſchen Bevölkerung von 74 Millionen 
für Militär und Marine zugemuthet, pro Kopf von 
2 Thlr. 14 Sgr., d. h. eine Ausgabe für völlig un⸗ 
produltive Zwecke. 
Einigung leichter werden, 


nur der Auf ſchwung der Gewerbe laſſe auf ſich warten, 
er werde noch lange auf ſich warten laſſen. In Süd⸗ 
deutſchland möchte man lieber heute wie morgen das 
Verhältniß löſen, in welches 
waltjam hineingedrängt ſei. Es lönne jetzt gar nicht 


erledigt. 


Er Signatur. Abg. Tweſien babe jelbit verſchie. 
Dinge berührt, welche nur an der Hand des 


bre is in Stettin viertelſahrlich 1 Tolx., 


Sgr. 


Abendblatt. Montag, den 26. April 1869. 


ſtatiſtiſchen Materials erledigt werden könnten. 
deshalb für Ueberweiſung an eine Kommiſſion. Präſident tend 
Delbrück erklärt, daß Art. 4 der Bundesverfaſſung es 
verhindert habe, auch ſchon ein Geſetz wegen Aufhebung 
der Telegraphen-Freiheit vorzulegen. Cs liege aber auch 
dies in der Abſicht des Bundesraths. 

Nach kurzen Bemerkungen der Abg. Fries und 
v. Benda wird abgeſtimmt und die Ueberwelſung der 
Vorlage an eine Kommiſſion abgelehnt. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fort⸗ 
ſetzung der Berathung des Etats für 1870. 1. Fort- 
dauernde Ausgaben. Kap. 6. Militärverwaltung. 

Abg. v. Hoverbeck: Die Bundesverfaſſung giebt 
uns hier nur das Recht der Kenntnißnahme. Wir achten 
die Bundesverfaſſung auch in dieſem Punkte. Bei unſerer 
Auffaſſung von der Stellung einer Landesvertretung 
werden wir die einzelnen Punkte des Etats einer Be⸗ 
trachtung weiter nicht unterziehen Wir wollen nur an- 


Er ſei mentirt. Im Großen und Ganzen laufe man bedeu- gelehnt; es verbleibt alſo bei der vom Präfidenten be- 
billiger. ſtimmten Tagesordnung. — Schluß 4 Uhr. 

Die einzelnen Poſitionen des Etats rufen weitere 

Debatten nicht hervor. Deutſchlaud. 

Der Etat ſchließt ab: die Einnahme mit 66,699,765 Berlin, 25. April. Se. Maj. der König 
Thlr., und in Ausgabe mit 65,565,955 Thlr. und empfing geſtern Vormittags den Fürſten Abameleck, 
in einmaliger und außerordentlicher Ausgabe ee des 14. ruſſiſchen Dragoner-Regiments, 
Thaler. deſſen Chef der Prinz Albrecht ift, hatte hierauf eine 

Es ſolgt Kapitel 7. Marine-Verwaltung. Unterredung mit dem Major im Generalſtabe der erſten 

Mit dieſem Etat wird zugleich die Berathung des Garde-Infauterie⸗Diviſion v. Lattre, welcher auf längere 
Geſetzentwurfes wegen des außerordentliche Kredils für Zeit nach Florenz kommandirt iſt, nahm hierauf eine 
die Marine verbunden. Reihe militäriſcher Meldungen und die Vorträge des 

Abg. Wehrenpfennig: Er werde für die Poltzeipräſſdenten v. Wurmb, des General-Intendanten 

Bewilligung der Marincanleihe von 7 Millionen ſtim- v. Hülſen, des Geh. Hofrathes Bord, des Civil⸗ und 
men, indem er dem Abgeordneten v. Hoverbeck gegen- | Militär-Kabinets entgegen und ertheilte Audienz. Nach 
über bemerke, daß es beſſer ſei, wenn man den alten einer Ausfahrt konferirte der König mit dem Miniſter⸗ 
Traditionen Friedrich des Großen folge, der dem Dei⸗ präsidenten Grafen Bismarck. Abends erſchien der 
niger zurief: toujours en vedettes. Er ſei der 
Anſicht, daß der norddeutſche Bund, der allerdings jetzt 
nur eine defenſive Politik verfolge, auch berechtigt ſein 
müſſe, ſich zu bewaffnen und ſich zu ſichern gegen das, 
was kommen könne. Er wiſſe wohl, daß die Marine 
dabei nur eine untergeordnete Rolle ſpiele, aber fie ſel 
das Lieblingekind der Nation. Er wolle nur einige 
Sorgen und Bedenken zur Sprache bringen, welche er 
in Bezug auf die Entwaffnung der Marine habe. Der 
Redner beleuchtet demnächſt den Flottenplan, die Aus- 
führungen deeſelben, und ift der Anſicht, daß man dahin 
kommen müſſe, die großen Ideale bei der Flotte bei 
Seite zu ſetzen und ſich zu beſchränken auf die Küſten⸗ 
vertheidigung. 
Abg. v. Hoerbeck: Der Vorredner habe den 
Schatten Friedrich des Großen beraufbeſchworen. Der- 
elbe kehre leider nicht wieder. Er wolle aber den Aus⸗ 
ſpruch eines großen Generals entgegen halten, der da 
agte: Derjenige gewinnt den Krieg, der den letzten 
haler in der Taſche hat. Der Plan für eine Marine 
önne nicht auf mehrere Jahre hinaus feſtgeſtellt wer⸗ 
en, da man in der Schiffsbaukunſt täglich neue Er- 
ſahrungen mache. 5 


Theater. — Das Königspaar fährt heute Vormittags 
9½ Ubr mit den Prinzen und Prinzeſſinnen ꝛc. nach 
Potsdam, wohnt daſelbſt dem Gottesdienſte in der Hof⸗ 
und Garniſonkirche und darauf der Parade im Luſt⸗ 
garten bei, und nimmt ſodann an dem Dejeuner im 
neuen Palais Theil. 

— Se. Königl. Hoheit der Kronprinz, welcher 
am Donnerftag früh zur Truppenbeſichtigung nach der 
Provinz Pommern gefahren war, iſt geſtern Mittags 1 
Uhr in Begleitung des Chefs des Stabes 2. Armee⸗ 


Nicht blos die Millionen 
ſondern namentlich der Verluſt 
Alle induſtriellen Zweige leiden unter 


find die Waffenfabrikation und die transatlan- 


Heeres und in der Einführung 
(Sehr wahr!) Wenn uns Adjutanten Hauptmann Jasmund von Stettin per Extra⸗ 
zug bierher zurückgekehrt. Eine Stunde darauf begaben 
ſich die Kronprinzlichen Herrſchaſten nach Potsdam und 
nahmen im Neuen Palais daſelbſt die Sommerreſidenz. 

Berlin, 25. April. Internationale Konferenz 
für die Pflege verwundeter und erkrankter Krieger. 

Dritte Sitzung Sonnabend den 24. April, 10 bis 
11¼ Uhr. 

Die Phyſiognomie der Verſammlung iſt die näm- 
liche wie am Freitag, die Zahl der anweſenden Zuhörer 
und Zuhörerinnen aber geringer, die Hofloge bleibt leer. 

Gleich bei der Eröffnung erklart der Präſident, 
Geheimrath von Sydow, daß die Sitzung nur eine 
ſehr kurze ſein könne, weil der beutige Tag der Inſpek⸗ 
tion verſchiedener, für die Militär-Rranfenpflege höchſt 
intereſſanter Inſtitutionen gewidmet je. Um 11 ½ 


Fahnen aufzuſtecken und 


Wohlfahrt des Volkes zu ſorgen. Durch 


Die Summe von 7 Millionen er⸗ 
eine an ſich nicht zu hoch, ſie erſcheine ihm aber zu 
och, ehe er nicht wiſſe, wie ſich künftig der Militär⸗ 
at ſtellen werde. Er würde deshalb nur die Aus- 
gaben für dieſes Jahr bewilligen können und die Summe 
ſei wieder zu gering, um fie durch eine Anleihe aufzu⸗ 
bringen, er würde dieſelbe durch die Matrikularbeitrage 
aufbringen. 

Abg. Meier (Bremen): Wolle man der Marine 
zu ihrer Ausrüſtung nicht die nothwendigen Mittel be- 
willigen, ſo thue man beſſer zu erklären: wird ſind zu 
arm, wir ſind keine große Nation, wir können keine 
Marine errichten. Er glaube nicht, daß die ganze Ein⸗ 
richtung bei jeder Nation mit verhältnißmäßig ſo weni⸗ 
gen Koften erfolgen könne, als bei uns. Er empfehle 
volle Bewilligung. 

Bei der Spezialberathung des Etat macht Abg. 
Harkort einige Bemerlungen, die jedoch unverſtändlich 
bleiben. 

Abg. Meier (Bremen) macht auf einige Ge⸗ 
fahren beim Eingang des Hafens an der Jahde auf- 
merkſam. 

Bundes⸗Kommiſſar Vice - Admiral Ja chin ann; 
Die Regierung ſei ſich bewußt, daß das ſogenannte 
Holdern gefährlich ſei. Sie werde die Sache im Auge 
behalten und habe ſich mit der oldenburgiſchen Regie- 
rung bereits in Vernehmen geſetzt. Dem Abg. Harkort 
wolle er bemerken, daß das Panzerſchiff „Friedrich 
Karl“ vertragsmäßig gebaut ſei. Die Marine-Berwal- 
tung unterſtütze auch die Privat-Fnduitrie im Lande. 
Es würden gegenwärtig in Berlin verſchiedene Ma⸗ 
ſchinen gebaut. 

Der Etat wird genehmigt, ebenſo ohne weitere 
Debatte der Geſetzentwurf wegen des Geldbedarfs der 
Marine-Verwaltung in zweiter Leſung. 

Obne Debatte werden ferner erledigt die Matrilu- 
far- Beiträge und endlich der Geſetzentwurf, betreffend 
die Feſtſtellung des Etats des norddeutſchen Bundes für 
1870. Derſelbe ſchließe ab in Einnahmen von 
75,958,495 Thlr., in fortdauernden Ausgaben von 
71,752,106 Tylr. und in einmaligen und außerordent⸗ 
lichen Ausgaben von 4,206,389 Thlr. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt 


Es giebt noch einen andern höhern 


dem Volle 
(Beifall.) 
Abg. Tweſten macht einige Ausſtellungen zu dem v 
Charité begeben, um die dort errichteten Baracken-Laza⸗ 
rethe und demnächſt im Invalidenparle den daſelbſt be⸗ 
gonnenen Neubau des Berliner Frauenlazareth⸗Vereins 
in Augenſchein zu nehmen. Hierauf werde auf dem 
Artillerie - Ererzierplage den Delegirten das Schauspiel 
der Uebung einer preußiſchen Krankenträgerkompagnie ge⸗ 
geben und demnächſt vom Stettiner Bahnhofe aus eine 
Probe-Eiſenbahnfahrt nach Bernau mit den neueſten, 
eigens für den Krankentransport hergerichteten Waggons 
veranfialtet werden, von wo Rückkehr vm 4 Uhr Nach ⸗ 
mittags ftattfinde. — Im Weiteren wird die Beſichti⸗ 
gung der in den Nebenſalen des Abgeordnetenhauſes 
arrangirten Ausſtellung von Lazaretbgegenſtänden und 
des im Hofe angebrachten amerikaniſchen Rohrbrunnens 
empfohlen, ſowie endlich die Einladung zu der am Sonn⸗ 
tag um 12 Uhr ftattfindenden Extrafahrt nach Potsdam 
behufs der dort im Neuen Palais ſtattfindenden Gala- 
vorſtellung nebſt Dejeuner bei Hofe ausgesprochen. 

Auf der Tagesordnung ſtehen die Fragen: 1) einer 


Bundeskommiſſar Generalmajor v. Pod bielski 


Abg. Stepbant richtet eine Anfrage in Betreff 


Präfident Delbrück erwidert, daß die Bundes- 
verfaſſung den Militärſtand des norddeutſchen Bundes 


Für die Berechnung der Matri⸗ 
Zahl nicht zu Grunde 
Man ſei hierbei übereingekommen, die 


Bebel: In dem 

Abg. B J Budget werde eine Aus Machte durch Abordnung von Miltärärzten neutraler 
Staaten auf dem Kriegsſchauplatz; 2) der Neutralitäts- 
erklärung der Heilbäder. 

Als erſter Antragſteller und Referent für Punkt 1 
erbält der preußiſche Regierungedelegirte, Geheimer Ober⸗ 
Medizinalrath und Prof. Dr. v. Langenbeck zunächſt 
das Wort zur Motivirung des nach der Unterſtützung 
durch 17 Delegiete der verſchiedenſten Nationalitäten in 
folgendem Wortlaut gebrachten Antrages: 

Die internationale Konferenz zu Berlin beſchließt: 

Die hohen, der Genfer Konvention beigetretenen Ne- 
gierungen zu erſuchen, nachſtehende Vereinbarung zu 
treffen und den Apditionalattikeln der Genfer Kon- 
vention hinzuzufügen: 
„Im Falle eines Krieges ftellen die am Kriege 
nicht betheiligten Mächte eine der Größe ihrer Armee 
entſprechende Anzahl von Militärärzten zur Verfügung 
der kriegſührenden Parteien, um dieſelben zu dem 
Dienſte der Verwundeten in den Kriegslazarethen zu 
verwenden. Die Entſendung der für dieſen Zweck 
kommandirten Aerzte erfolgt unmittelbar nach erfolgter 
Kriegserklärung.“ 

„Die für dieſen Zweck kommandirten Militär- 
Aerzte treten unter den Befehl des Armeearztes der⸗ 
jenigen kriegführenden Macht, welcher fie zugetheilt 


Die Militärlaften ſollten nach der 
trotzdem ſeien ſeit dem Jahre 
1866 die Militärlaſten von Jahr zu Jahr geſtiegen, 


es im Jahre 1866 ge- 


an Entwaffnung gedacht werden. 
Damit ift die allgemeine Beſprechung dieſes Etats 


Es wird demnächſt zur Berathung der einzelnen 


Poſitionen übergegangen. Fa gi BET 
Bei Ti. 25 (Belebung der Armee) fpricht Abg. „ ie 22 1 1 
Braun (Wiesbaden) vor art Lieferung der = = Tagesordnung die erſte Berathung der Branntweinſteuer 
Er tabelt die Akt ig ei aufes derſelben und wünſcht, und die Fortſetzung der Berathung der Gewerbeordnung. 
ſür dieſen Zweck die Einrichtung einer Centralſeele Abg. Lasker beantragt Abſetzung der Brannt⸗ 
Der Bundeslommiſſar Kriegsminiſter v. Roon weinſteuer von der Tagesordnung, weil noch mehrere 
erwidert, daß der Weg der Submiſſſon vorgeſchrieben derartige Vorlagen erwartet würden, und es nothwendig 
ſei und dieſer Weg ſei durch das Bedürjniß hervor- ſei, dieſe Vorlagen zuſammen zu berathen. 
gerufen, und als der zweckmäßigſte gekennzeichnet. Um Präſident Delbrück erklärt: Die Vorlage wegen 
die Lieferungen für die einzelnen Truppentheile bewarben des Wechſelſtempels liege dem ſtändiſchen Ausſchuſſe des“ worden find.“ 
ſich die größten Handlungen, gegen Uebervortbeilung | Vundeeraths vor und werde vorausſichtlich in kurzer Redner erklärt, daß nur die Grundidee von ihm 
ſeien die Truppentheile vollſtändig ficher geſtellt. Zeit zur Vorlage gebracht werden. Außerdem aber wür⸗ ausginge, daß er zu ſeiner hohen Befriedigung die Ab⸗ 
Abg. Braun (Wiesbaden): Er habe nicht gegen den in nächſter Woche noch zwei neue Steuervorlagen ſicht einer ähnlichen Antragſtellung bei dem ruſſiſchen 
die Submiſſion überhaupt, ſondern nur gegen die flei- | dem Bundesrathe vorgelegt werden. 
neren Submiſſionen der einzelnen Truppentheile argu- , Nach kurzer Debatte wird der 


. General von Baumgarten und bel dem öſterreichſchen 
Antrag Lasler ab- Oberſtabsarzt von Mund gefunden habe, und daß er 


2 a 


Hof theils im Schauſpielhauſe, theils im franzöſiſchen 


Korps Oberſt v. Wichmann, Major Mitſchle und des 


Uhr werde man ſich zu Wagen nach der Königlichen 


Verſtärlung des Sanitätsperſonals der kriegführenden 
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| 


| 
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— 


ſich glücklich fühlen werde, wenn fein Antrag zur An⸗ 


nahme und näheren Ausführung käme, weil erſt dadurch 


die zu Genf ausgeſprochene Neutralität des Sanitäts- | 


perſonals zur Wahrheit würde. — Die Nothwendigkeit 


einer ſolchen internationalen ärztlichen Beiftandeleiftung | 
ergebe ſich aber unbedingt aus der Betrachtung des Um- 
ſtandes, daß die heutige Art der Kriegführung immer 
große und ſchnell aufeinanderfolgende Schlachten mit 
einer übergroßen Zahl von Schwerverwundeten ergeben 
werde, für die ſelbſt bei der beſten Organiſation der 
Sanitätspflege die Kriegführenden nicht das ausreichende 
und binlänglich geübte ärztliche Perſonal haben würden, 
zumal ein Transport dieſer Schwerverwundeten immer 
gefährlich ſei, die Entſendung der oft obenein in der 
Behandlung Verwundeter ungeübten Privatärzte auf den 
Kriegsſchauplatz aber — wie 1866 bei der Cholera in 
Berlin — einen für die Civilbevölkerung bedrohlichen 
Mangel an ärztlichen Kräften erzeugen werde. Freilich 
ſei theilweiſe ſchon während der letzten Kriege eine ſolche 
Entſendung nicht den betheiligten Mächten angehöriger 
Militärärzte erfolgt, aDein nicht um der Hülfsleiſtung 
willen, ſondern um ihres Studiums halber; aber eben 
das hierdurch ausgedrückte Bedürfniß nach kriegsmäßig 
geübten Aerzten werde den Antrag in den Augen der 
Regierungen nur befürworten. (Lebhafter Beifall.) 
Der Delegirte des ruſſiſchen Central-Comite, Prof. 
v. Hübbenett findet es bedenklich, eine der Stärke der 
Armeen „entſprechende“ Anzahl von Aerzten Seitens der 
neutralen Mächte zu verlangen und ſchlägt dafür die 
Forderung nur der für die Friedenspflege „entbehrlichen“ 
Anzahl vor, will dieſelben aber nicht nur zur Aſſiſtenz 
für die Verwundeten, ſondern auch für die Erkrankten 
der kriegführenden Armeen beanſpruchen und dies im An⸗ 
trage ausgedrückt haben. — Baron v. Mundy hält 
die Annahme des Antrages für dringend nothwendig, 
um den „unvollkommenen humanitären Vertrag“ der 
Genfer Konvention zur praktiſchen Geltung zu bringen 
und allmälig zu einem „internationalen Sanitätsbunde 
für Frieden und Krieg“ heranzubilden. Er betrachtet 
mehrſeitig die Frage, ob es zweckmäßig ſei, die neutralen 
Aerzte direlt unter den Chefarzt einer der kriegführenden 


Müchte zu ſtellen ꝛc. 


In der weiteren Diskuſſion, an welcher theilnah⸗ 
men Dr. v. Haurowitz, General v. Baumgarten (Ruß- 
land), Dr. v. Cazenowe, Graf v. Sérrurier (Frank- 
reich), Bergrath Viſchers (Belgien), Oberſtlieutenant 
Staaf (Schweden), Dr. Virchow ꝛc. wird es theils für 
rathſam gehalten, daß die Verſammlung nur den Wunſch 
einer ſolchen Vereinbarung ausſpreche (Belgien), theils 
wird unbedingt Hinzufügung zu den Additional-Artikeln 
gefordert (Defterreich), theils wieder Unterbreſtung des 
Beſchluſſes nur an das Genfer Central-Comité zur wei⸗ 
teren Veranlaſſung empfohlen (Rußland), theils Ueber⸗ 
weiſung der Vertheilung der ärztlichen Kräfte an dieſes 
Central⸗Comité gewünſcht c., bis endlich auf Antrag 
des Herrn v. Mundy und des Oberſten Hammer 
(Schweiz) der Wichtigkeit des Grgenftandes halber die 
Beſchlußfaſſung vertagt und die Sitzung geſchloſſen wird, 
worauf ſich dann die Delegirten in die vor dem Hauſe 
angefahrenen Königlichen und Mieths-Equipagen begaben, 
welche ihnen für die im Eingange erörterten Beſichti⸗ 
gungen zur Dispoſition geſtellt worden waren. 

Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. 

Aachen, 16. April. Geſtern und vorgeſtern 
ſtand vor den Aſſiſen ein Vater, angeklagt, am 2. De- 
zember 1868 ſeinen leiblichen Sohn vorſäßlich getödtet 
zu haben. Beide wohnten zu Rathbeim in einem Haufe 
zujammen und lebten gemeinſchaftlich von dem Erlöje 
der von ihnen gefertigten Drechlerwaaren. Der Sohn 
war ſeit dem 22. November v. J. verheirathet. Ueber 
die Theilung des Erlöſes einer Partie Waaren, welche 
der Sohn am 1. Dezember v. J. verkauft hatte, war 
am 2. zwiſchen Vater und Sohn Streit entſtanden, 
der mit einem tödtlichen Piſtolenſchuß des Erſtern auf 
den Letztern endigte. Der Gerichtshof verurteilte ihn 
zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe. 

Darmſtadt, 24. April. Die erſte Kammer 
bewilligte in der heutigen Sitzung die vom Krlegs⸗ 
miniſterium acceptirte Pauſchalſumme von 3,066,918 Fl. 
für Milttärzwecke, unter Ablehnung des Beſchluſſes der 
zweiten Kammer: die Verwilligung von der Vereinbarung 
des Militär-Penſionsgeſetzes abhängig zu machen. Ein 
e welches der Regierungskommiſſar 
verlieſt, verſpricht in Betreff des beantragten Aufſchube 
der Zahlung erhöhter Gagen und Löhnungen bis zum 
1. Juli d. J. die Verwendung des Bundeslanzlers bei 
dem Bundesfeldherrn. 

Ausland 

Wien, 24. April. Reichsrath. Spezialdebatte 
über das Vollsſchulgeſeß. Grocholski erklärt im Namen 
der Polen, Toman Namens der Slovenen und Giovanelli 
im Namen der Tyroler vor der Debatte, daß ſie ſich 
der Abſtimmung über das Voltsſchulgeſetz, unter Wahrung 
des verfaſſungsmäßigen Standpunktes, enthalten würden. 
Der Präſident erklart, daß bei dem Zuſtandekommen 
eines Geſetzes verfaſſungsmäßig eine Verwahrung nicht 
angenommen werden könne. Hierauf verlaſſen die Polen, 
Tyroler und Slovenen die Sitzung. Nach kurzer Unter- 
brechung werden die Verhandlungen wieder aufgenommen 
und die Spezialdebatte fortgeſetzt. Im Laufe der Dis⸗ 
kuſſion werden alle angemeldeten Amendements zurück 
gezogen und der Geſetzentwurf faſt ohne Debatte in 
dritter Leſung bei namentlicher Abſtimmung mit 111 
gegen 4 Stimmen angenommen. 

Brüffel, 24. April. „Etoile belge“ ſchreibt 
der belgiſchen Regierung die Abſicht zu, eventuell die 
Entſcheidung des Konflikts dem ſchiedsrichterlichen Spruche 
der europäiſchen Mächte zu übertragen. — Der Finam⸗ 


zu vollziehen. — Nach dem Verwaltungsberichte des 
Direltoriume beträgt pro 1868 der Geſammtumſatz 
138,634,305 Thlr. 6 Sgr. 2 Pf., die durchſchnitt⸗ 
liche Vanknolen-Cirkulation 880,097 Thlr. Die Depo- 
ſitenbeſtände betrugen ultimo Dezember 842,265 Thlr.; 
der Umſatz im Wechſelgeſchäft betrug 31,744,876 
Thlr. 24 Sgr. 10 Pf., der Umſatz im Effektengeſchäft 
166,662 Tölr. 4. Sgr. 9 Pf., im Lombardgeſchäft 
5,091,429 Thlr. 28 Sgr., im Konto-⸗Kurrentgeſchäft 
43,439,328 Thlr. 27 Sgr. 10 Pf. Die Verwal- 
tungekoſten beliefen ſich auf 33,778 Thlr. 4 Sgr. 9 
Pf., der Bruttogewinn betrug 165,963 Thlr. 4 Sgr. 
7 Pf., dee Nettogewinn 105,343 Thlr. 7 Sgr. 10 
Pf. Hiervon fließen zum Reſervefonds 9794 Thlr. 
12 Sgr. 7 Pf., zur Vertheilung gelangen auf 3798 
Aitien 94,950 Thlr. Der Reſervefonds betrug ultimo 
Dezember v. J. 215,566 Thlr. 19 Sgr. 6 Pf. 
Von den urſprünglich deponirten 500,000 Thaler 
Staatsſchuldſcheinen find noch zu realiſiren 356,000 
Thlr. — Die Dividende kann von heute ab erhoben 
werden. 

— Der Zugang zum „Julo“ iſt jetzt durch vor- 
gezogene Zäune faltiſch geſperrt und waren während des 
geſtrigen ganzen Nachmittags von eiten der Eigen- 
thümer Wachen aufgeſtellt, welche Jeden, der Miene 
machte, den Julo zu betreten, mit ſofortiger Pfändung 
bedrohten. 

— Bei der vorgeſtrigen Ziehung it ein Lotterie- 
gewinn von 10,000 Thlr. auf die Nummer 16,368 
in die Kollekte des Herrn Schreyer hierſelbſt gefallen. 

— Der Oberförſter Hahn zu Eggeſin iſt nach 
Peiſterwitz, Regierungsbezirk Breslau, verſetzt und die 
Oberförſterſtelle zu Eggeſin hat der zum Oberförſter er- 


miniſter Fröre-Orban wird heute hier erwartet; derſelbe 
wird am Dienſtag in der Deputirtenkammer die erforder- 
lichen Aufſchlüſſe geben. 1 

Prüſſel, 25. April. „Echo de parlement“ 
meldet offizös Betreffs der Verhandlung zwiſchen Frank— 
reich und Belgien, daß das Stadium der Verhandlun⸗ 
gen in Paris abgeſchloſſen ſei. 

Paris, 24. April. Der belgiſche Staats- 
miniſter Frere-Orban hat geſtern eine längere Konferenz 
mit dem Kaiſer gehabt und darauf dem Marquis de 
Lavalette eine neue Ausarbeitung über die franzöſiſchen 
Vorſchläge eingereicht. 

London, 23. April. Aus Greenock (Hafen 
von Glasgow) wird eine traurige Geſchichte von einem 
Schiffbruch gemeldet, bei welchem der Kapitän ſich allein 
zu retten vermochte, nachdem ſeine Frau und 4 Kinder 
den Tod in den Wellen gefunden hatten. Die Schmacke 
„Nelly“, Kapltän Watſon, mit einer Kohlenfracht an 
Bord, wurde in einem heftigen Sturme bei Belfaſt leck 
und fing an zu- ſinken. Der Kapitän (und Eigen- 
thümer), welcher mit ſeinen beiden Söhnen von 14 bez. 
12 Jahren allein die Leitung des Fahrzeugs übernom- 
men hatte, alarmirte ſofort ſeine Frau und drei Töchter 
(letztere im Alter von 10, 8 und 6 Jahren) und rief 
ihnen zu, aufs Deck zu kommen. Doch unmittelbar 
darauf ging das Fahrzeug unter. Watſon ſprang in 
ein kleines an Bord befindliches Boot, ſeine beiden 
Söhne aber waren nicht ſo glücklich. Der Eine ging 
mit dem Fahrzeuge unter: und der Andere, welcher ſich 
durch ein vom Vater hingehaltenes Ruder rettete, ſtarb 
im Boot. Watſon trieb noch 16 Stunden lang um- 
her, dann wurde er von der norwegiſchen Brigg „Cuba“ 
an Bord genommen, nachdem er Alles, ſeine ganze 


tende Geldmittel gebören. 


Colberg, 24. April. 


nur höchſt ſelten vorkommen. 


ſollten. 
Gepräges. 
Lauenburg, 25. April. 


und bei anhaltenden Nor doſtwinden mit ungeheurer Kraft 
gegen die alten Hafenbauten drückende Eisdecke demolirt 
wurde, und zur Wiederherſtellung oder Verhütung äbn⸗ 
licher Gefahr, von der ſchon die zur genannten Zeit im 
Hafen im Eije. liegenden Schiffe bedroht waren, bedeu⸗ 
Der bekannte Reichthum der 
Stadt Stralſund hat daher nicht ausgereicht, dieſelbe 
gegen momentane Verlegenheiten zu ſchützen. 
Alten für uns ſparten, des bringt die neuere Genera⸗ 
tion in Fluß und in die Wege des Verkehrs; freilich 
mit voller Berechtigung, wenn, wie hier, die vorhandenen 
Mittel zum Wohle des Ganzen angewandt werden. 

In dieſen Tagen iſt 
in Pobloth ein ziemlich reicher Münzfund gemacht worden, 
welcher um jo wichtiger erſcheint, als er ausſchließlich 
aus pomm. Städtemünzen — Wittpfennigen, Vierchen, 
Finkenaugen — aus dem 13. Jahrhundert zu beſtehen 
ſcheint, einer Periode, aus welcher pommerſche Münzen 
Unter denſelben befinden 
ſich Stadt Gollnow (zwei Halbmonde mit vier Steinen) 
mit 1 Stück, Stargard (Marktmeiſterei und Greif) mit 
3 Stück, Garz (Neſſelblatt mit Greif) mit 1 Stück, 
Colberg Biſchofſtäbe und Mytra und Mauerthurmthor 
mit Mytra und Salzpfannhaken) mit 2 Stück vertreten 
und nur 1 Stück (ſechseckiger Stein) ſchien auf Sonnen- 
walde hinzudeuten, wenn nicht auch pommerſche Städte 
unter dieſem Stadtzeichen Münzen geſchlagen haben 
Die Münzen ſind hiernach ſämmtlich zweiſeitigen 


Was die 


Die zu Rathsherren 
gewählten Maurermeſſter Neitzel und Kaufmann Nickel 
find als ſolche von der Königl. Regierung zu Cöslin 


beſtätigt worden. 


Familie und fein ganzes Eigenthum, verloren hatte. nannte Ober-Förſterkandidat und Tit.⸗-Revierförſter Voll- 


— — 


mer zu Lauterberg am Harz erhalten. 

— Unſere geehrten Leſer machen wir auf die 
Vorſtellungen des Herrn Patek im Schützenhauſe auf- 
merlſam. Dieſelben zeigen, wie weit die Thierwelt 


Nicht einmal ſo viel war ihm geblieben, daß er die N 3 6 
Begräbnißkoſten für feinen Sohn aufbringen konnte. Borſen, Berichte. 
Florenz, 24. April. Die Auselnanderſetzun⸗ 


geu, welche zwiſchen den hervorragendſten Mitgliedern 


Temperatur + 16 R. 
An der Börſe. 


Stettin. 26. April Witterung ſchön. Wind NO. 


des Kabinets und den Führern der Rechten, der Mit- durch die Bemühungen der Menſchen emporgehoben wer⸗ Ne: En 1 55 u weichend, der 8 pid loco 
4 f „den kann. i ) 1 i gelber inländ 61—64 e, bunter poln 61 62 , 
telpartei und der Permanente ftattgefunden haben, er ann. Die Hunde ſind ſo weit gebildet, daß der enen CHE! m 5 5056 88—650lb. 


Hund Schnapsl die Zahlen, welche man ihm vorſpricht 
auf dem Tiſche auſſucht, die Zahlen bis 100 addirt, 
ſubtrahirt, multiplizirt und dividirt, ohne einen Fehler 
zu machen, daß er vorgeſchriebene Worte aus Buch- 
ſtaben zuſammenſetzt c. Es ſind dies Vorſtellungen, 
welche dem Piychologen Räthſel aufgeben und die Nie- 
mand unbefriedigt verlaſſen wird. Für die Unterhal⸗ 
tung iſt durch Kunſtſtücke aller Art geſorgt, welche die 
Hunde mit vieler Geſchicklichkeit und Präziſion aus- 
führen. 

— Der Bauinſpektor Wernicke iſt zum 1. Juli 
d. J. von Stargard nach dem Regierungsbezirk Wies⸗ 


geben, daß die Anſichten derſelben über politiſche Prin- 
zipien oder über wichtige Fragen der auswärtigen und 
Finanzpolitik, ſewie der innern Verwaltung nicht wejent- 
lich auseinandergehen. Es iſt demnach eine Roalition 
dieſer Parteien zu erwarten, welche wahrſcheinlich eine 
Veränderung des Miniſteriums zur Folge haben wird. 
Graf Menabrea und Graf Cambray-Diguy werden 
jedoch die Führung des Kabinets behalten. 

— Es iſt hier ein Mazziniſtiſches Centrum ent⸗ 
deckt worden, welches mit den Anftiftern der Verſchwö⸗ 
rung in Mailand in Verbindung ſteht. Waffen, Bom⸗ 
ben und Proklamationen ſind heute von der Polizei mit 
Beſchlag belegt und mehrere Perſonen verhaftet. baden verſetzt. 

Florenz, 24. April. Die Unterfuhungen) — Am Sonnabend fand unter Betheiligung faſt 
Betreffs der Verſchwörung in Malland haben nach- ſämmtlicher Meifter der hiesigen Schloſſer Innung zu 
gewieſen, daß fie ſich gänzlich auf die Mazziniſche Partei Ehren des aus ſeinem Amte ſcheidenden Herrn Stadt- 5 
beſchränkt, ohne daß die Anhänger Garibaldi's ſich dabei rath Weichard im „Hotel de Pruſſe“ ein Abendeſſen 
betheiligt baben. — Der Finanzminiſter Graf Cambray- ſtatt. Herr Stadtrath Weichard, welcher 20 Jahre 
Digny hat einen Geſetzentwurf eingebracht, wonach das als Beiliper der Innung funglrt, hat fi während 
proviſoriſche Budget bis Ende Juni bewilligt werden ſoll. dieſer Zeit durch ſeine würdige Leitung die allgemeine 

Madrid, 24. April. Dem geſtern gefaßten Liebe und Achtung ſämmtlicher Innungsmeiſter verdient 
Antrage der republikaniſchen Partei entgegen, decade | un wurde demſelben als Zeichen des Dankes ein 
die Unioniſten und Progreſſiſten einen Gegenantrag vor- ſilberner Polal mit entſprechender Inſchrift überreicht. — 
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zulegen, worin erklärt wird, daß eine derartige Berathung Unter Ausbringung verſchiedener Toaſte, bei welchen auch 
unſtatthaft ſei, da die Regierungsform noch gar nicht mehrerer zur Innung gehörender Veteranen in ihrender 
zur Abſtimmung gekommen und die Ausſchließung der Weiſe gedacht wurde, verlief das Feſt in freudiger Stim- 
Königin Iſabella vom Thron jetzt eine vollbrachte That⸗ mung und wird dasjelte gewiß allen Theilnehmern eine 
ſache ſei. angenehme Erinnerung ſein. 

— In der heutigen Sitzung der Kortes erklärte Im Laufe des geſtrigen Vormittags iſt die 
Olozaga, daß Frankreich jede Entſcheidung der Kortes Feuerwebr zweimal allarmirt worden. Etwa um 9%, 
in Betreff der künftigen Regierung reſpektiren werde. Uhr rückte dieſelbe nach dem Hauſe Petrikirchſtraße Nr. 

Kopenhagen, 24. April. Anknüpfend an 3—4 aus, woſelbſt in der Werkſtatt des Tiſchlermeiſtrs 
die Rückkehr des Kriegsminiſters aus Waſhington, ver⸗ Kuſchkoll Hobelſpähne und einige Bretter in Brand 
öffentlicht „Dagbladet“ einen Artikel, welcher die zuver- gerathen waren. Die Leute des K. hatten dae Feuer 
ſichtiche Hoffnung auf den Verkauf der weſtindiſchen beim Eintreffen der Feuerwehr bereits gedämpft. — 
Inſeln ausſpricht und ſich zugleich bedauernd über das Gegen 10 Uhr wurde letztere nach dem Hauſe kleine 
wenig rückſichtsvolle Verfahren der nordamerikaniſchen Domſtraße Nr. 3 beordert. Dort brannte in der 2 
Regierung äußert. Das Blatt fügt binzu, daß ein Treppen hoch belegenen Mandelbrennerei des Zucker- 
Nichtzuſtandekommen des Verkaufs wahrſcheinſich die waarenfabrikanten Krey der Fußboden, indeſſen gelang 
Demiſſion Raaslöff's veranlaſſen würde, welche den es der Feuerwehr ſehr bald, den Brand mittelſt An- 
Rücktritt des geſammten Miniſteriums nach ſich ziehen wendung der Handſpritze zu dämpfen, jo daß der Scha- 
dürfte. den nur unbedeutend war. Dies Feuer iſt muthmaßlich 

Athen, 24. April. Der König, der Prinz dadurch entſtanden, daß zwiſchen den Fugen der nur 
und die Prinzeſſin von Wales werden heute nach Korfu / Stein ſtarken Unterlage der Feuerung glühende 
abreiſen; der Prinz Friedrich von Dänemark bleibt, da Kohlen auf die darunter befindliche Holzunterlage ge- 
er erkrankt iſt, in Athen fallen ſind und letztere entzündet haben. 

Bombay, 23. April. Der Emir von Ba- — Heute Mittag rückte die Feuerwehr nach dem 
dalſchan und ſämmtliche Häuptlinge Turkeſtans haben Gaſthofe „zur grünen Eiche“ auf der Laſtadie aus, von 
Schir Ali Vaſallentreue gelobt. Der Sohn Azims floh wo aus Feuer gemeldet war, indeſſen erwies ſich die 
über den Oxus. ur als irrthümlich und kehrte die Feuerwehr des⸗ 

— Womme halb jo ort nach ihrer Station zurück. 

Stettin, 26. April. In der heutigen Ge⸗ Cöslin, 25. April. 
neral-Berfammlung der Aktionäre der „Ritterſchaftlichen 
Privatbank von Pommern“ wurde auf Grund des Jah⸗ 
resberichtes des Kuratoriums pro 1868 die Dividende 
von 25 Thlr. pro Aktie (oder 5 pCt. des Altienkapi⸗ 
tals), die Uebertragung des Gewinn-Reſtes von 598 
Thlr. 25 Sgr. 3 Pf. und die Gewährung einer Gra- 
tififation von 1600 Thir. an die Beamten der Bank 
genehmigt und darauf das ausſcheidende Mitglied des 
Kuratoriums, Herr Kreisgerichts-Rath a. Kolbe durch 
Alflamation wiedergewählt. Schließlich autorifirte die quote, mußten aber ſchließlich doch nachgeben, wenn ſie r la 
Verſammlung das Kuratorium, bei der Königl. Staats- ſich nicht der Pfändung ausſetzen wollten. Die ſtäd⸗ Walkau 
regierung die Prolongation des mit dem 1. Januar liſche Behörde if, jo viel wir wiſſen, von ihrem Pro- St. Daupkmuhle 
t. 38. ablaufenden Rechtes zur Ausgabe von 1 Mill. fekt nicht abgegangen; denn der Stadtſäckel iſt durch k. r „ e 4 
Thaler Banknoten zu beantragen, di: in Folge davon die vielfachen neueren Bauten ſehr angegriffen. Hern gt. Kraftdünger-  oscesnseee 8 
röthig werdenden Statutänderungen wit der Regierung kommt noch, daß im Anfang des Jahres 1868 der Come Hang 5 
zu vereinbaren und rechtsverbindlich für die Geſellſchaft nördliche Theil des Hafens durch die ſich hochthürmende Geabow Staddt-Obl. 5 
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Pr. See- Assccur an:: 
Der Bau des hieſigen Pomerania rer. 


1 
4 
4 
Seminars iſt vorläufig auf ein Jahr ausgeſetzt worden. Union „„ „„ 4 
I Straiſund, 25. April. Kaum war das * een, 88 i 
Geſetz wegen der neuen Häuſerſteuer in Kraft getreten, Pom. Prov.-Zuckers . +++» 5 
jo hatte der hieſige Rath unter Zuſtimmung des bürger⸗ | N. St. Zuckersied.- "un ere ++ 4 
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ſchaſtlichen Kollegiums beſchloſſen, dieſe Steuer vorläufig Mesch. Zuckerfabrik. +++ 
noch um die Hälfte zu erhöhen. Das erregte nament- . SEN. a a 
lich in einer Zeit, wo der Verkehr darniederliegt, bei] St. Portl.-Comen tf. 
einem großen Theile der Steuerzahlenden Mißſtimmung. St. Dampfschlepp G. 


inzelne derſelben weigerte „St. Dampfschifl- V... 
Einzelne derſ gerten ſich zur Zahlung der Mehr REF 
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